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In Kreuzberg  
wird es eng

Von Susanne Memarnia

Morgens um neun scheint die 
Welt noch in Ordnung auf dem 
Kreuzberger „Areal Ratibor-
straße 14“. In der Schlosserei 
von Alexander Fiedler fliegen 
die Funken des Schweißbren-
ners, nebenan kehrt Tischlerin 
Miriam Demmelhuber Säge-
späne zusammen. In der Mitte 
ihrer Werkstatt steht ihr neues-
tes Produkt, ein Schrank aus al-
ten Glasfenstern. „Den habe ich 
für eine Frau aus dem Kiez ge-
baut“, erzählt die zierliche Mitt-
dreißigerin.

Doch leicht geht die Arbeit 
hier gerade keinem von der 
Hand: Seit einigen Wochen wis-
sen die rund 20 Pächter, dass ihr 
Gelände auf der „MUF-Liste“ 
steht – also als Standort für 
eine „Modulare Flüchtlingsun-
terkunft“ gehandelt wird. „Wir 
haben auf keinen Fall etwas 
gegen Flüchtlinge – im Gegen-
teil“, betont Demmelhuber. „Wir 
sind offen für Veränderung, wir 
wollen auch gerne zusammen-
rücken. Aber wir wollen nicht 
selbst vertrieben werden.“

Seit 2013 gehört das drei Hek-
tar große Gelände, auf dem sich 
auch der Park am Landwehr-
kanal sowie eine städtische 

Kita befinden, der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben 
(BImA) – die ihre Grundstücke 
gerne meistbietend verkauft. In 
der Ratiborstraße 14 enden die 
Pachtverträge 2020 – und nicht 
weniger als 80 Arbeitsplätze 
hängen daran, sagt Moritz Metz, 
Sprecher der Initiative, zu der 
sich die Handwerksbetriebe und 
Gewerbetreibenden, der Wagen-
platz „L@s Fabulos@s“, der Bier-
garten „Jockel“ und die ebenfalls 
betroffene Waldorf-Kita „Son-
nenkäferhaus“ zusammenge-
tan haben.

Mitte Februar hatte die Sozial-
verwaltung eine Liste mit 25 Ad-
ressen veröffentlicht, zwei pro 
Bezirk beziehungsweise drei für 
Neukölln. Die geplanten Wohn-
häuser in Platten- oder Leicht-
bauweise für in der Regel 400 
bis 450 Menschen sind zunächst 
vorgesehen für die rund 22.000 
Geflüchteten, die derzeit noch 
in Not- und Gemeinschaftsun-
terkünften leben. Später sollen 
sie auch anderen Bevölkerungs-
gruppen zur Verfügung stehen, 
die auf günstigen Wohnraum 
angewiesen sind.

Als vor zwei Jahren die ersten 
MUFs geplant wurden – zehn 
sind inzwischen fertig, weitere 
19 im Bau –, gab es viel Ärger um 

die Standorte. Diesmal lief die 
Sache recht geräuschlos ab: Der 
Rat der Bürgermeister habe der 
Liste am 15. Februar ohne Gegen-
stimmen bei einer Enthaltung 
zugestimmt, sagt die Spreche-
rin von Finanzsenator Matthias 
Kollatz-Ahnen (SPD), Eva Hen-
kel. Bis vorigen Freitag hätten 
die Bezirke zudem Zeit für Ein-
wände beim Finanzsenator ge-
habt, man habe aber „überwie-
gend konstruktive Anmerkun-
gen bekommen“. Am 27. März 
will der Senat endgültig ent-
scheiden.

Dass der grüne Bezirk Fried-
richshain-Kreuzberg den Stand-
ort selbst vorgeschlagen hat, 
sorgt auf dem Areal Ratibor-
straße 14 für – gelinde gesagt 
– Ratlosigkeit. „Wenn hier 450 
Leute herkommen, ist für uns 
doch kein Platz mehr“, sagt 
Bernd Ballhause. Seit 1997 be-
treibt er die Max Kruppa GmbH, 
einen Metallbaubetrieb mit 
zwölf Mitarbeitern. „Noch gibt 
es im Kiez die berühmte Ber-
liner Mischung aus Wohnung 
und Gewerbe. Aber wenn es zu 
eng wird, klappt das nicht mehr“, 
fürchtet er. So sei es in der Wran-
gel- und der Simon-Dach-Straße 
gewesen: „Das Gewerbe ist weg, 
da gibt es nur noch Cafés.“

Von der Politik fühlt sich 
Ballhause im Stich gelassen. 
So habe ihnen Baustadtrat Flo-
rian Schmidt (Grüne) zwar im 
November von den MUF-Plä-
nen erzählt. „Aber da klang es 
so, dass er das irgendwie abbü-
geln wird.“

Tatsächlich ist der Bezirk in 
einer Zwickmühle. Bei der ers-
ten Bau-Runde für die Flücht-
lingsunterkünfte blieb Fried-
richshain-Kreuzberg mangels 

geeigneter Freiflächen außen 
vor – der Bezirk hat bislang 
keine einzige MUF und auch re-
lativ wenige Gemeinschaftsun-
terkünfte. 2017 lebten im Bezirk 
rund 1.100 Geflüchtete, in Lich-
tenberg, dem Spitzenreiter, wa-
ren es knapp 4.000, das Schluss-
licht Neukölln hatte 800. Jetzt 
war Friedrichshain-Kreuzberg 
in der Pflicht, zu „liefern“.

Zumal sich Zurückhaltung 

bei diesem Thema nur schlecht 
mit dem grün-alternativen 
Selbstbild verträgt. „Der Bezirk 
steht ja dafür, dass er sich für 
Geflüchtete einsetzt“, sagt Bau-
stadtrat Schmidt. Daher habe 
man bei der Finanzverwaltung 
sogar einen dritten MUF-Stand-
ort vorgeschlagen: in der Fried-
richshainer Palisadenstraße.

Andererseits will der Bezirk 
die Ratiborstraße als Gewer-
bestandort erhalten. Schmidt 
möchte deshalb alle Beteilig-
ten an einen Tisch setzen, um 
ein integratives Konzept zu er-
arbeiten, das Gewerbe und Woh-
nen gleichermaßen ermöglicht. 
Wohnen für Geflüchtete sei dort 
zwar möglich, sagt er, „aber ich 
sehe nicht, dass dort ein großer 
MUF-Standort entstehen kann, 
wenn es keine Verdrängung ge-
ben soll“. So weit werde es auch 
nicht kommen, beschwich-
tigt Finanz-Sprecherin Henkel. 
„Nach meinen Informationen 
wird niemand vertrieben.“

Wie passt das alles zusam-
men? Beim Rundgang über das 
Gelände wird schnell klar, dass 
hier unmöglich 450 Menschen 
Platz finden können, ohne die 
vorhandenen Gebäude und 
Strukturen zu zerstören und 
alles zuzubetonieren. „Natür-

lich könnte ich etwas Platz ab-
geben“, sagt Orhan Kalayci, der 
für seinen Biergarten Jockel 
rund 4.000 Quadratmeter ge-
pachtet hat. 

Auch auf dem „Werkhof“, wo 
Tischlerin Demmelhuber arbei-
tet, gibt es noch freie Fläche. Die 
vielen Parkplätze hier und dort 
müssten auch nicht unbedingt 
sein, gibt Sprecher Metz zu. „Und 
wir wissen auch, dass Wohnun-
gen dringend gebraucht wer-
den“, sagt Klaus Eling, Leiter der 
Kita Sonnenkäferhaus, die einen 
Garten auf dem Areal betreibt, 
ohne den sie ihre Betriebser-
laubnis verlieren würde.

Dass es enger wird, ist also 
allen klar. Aber man könne ja 
auch etwas bieten, sagt Metz: 
eine nette Nachbarschaft, viel-
leicht ein paar Lehrstellen für 
die Geflüchteten. Dennoch wer-
den die Pächter den Verdacht 
nicht los, dass hier mal wieder 
Politik vom Reißbrett betrieben 
wurde. „Auf der Karte sieht das 
hier vielleicht leer aus“, sagt Ma-
rita vom Bauwagenplatz. „Aber 
das ist es nicht.“

Gut, dass an diesem Montag 
endlich der Baustadtrat und die 
Bezirksbürgermeisterin vorbei-
kommen und sich die Sache an-
sehen wollen.

Wollen gerne 
bleiben: die 

Metallbauer 
Stefan und 

Jakob   Foto: 
Wolfgang Borrs
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Die Wochenvorschau von Susanne Messmer

#MeToo, Gender Pay Gap und starke Frauen in Berliner Filmen

V iel wurde in den vergangenen 
Monaten seit dem Harvey-Wein-
stein-Skandal in Hollywood und 

dem darauffolgenden Dieter-Wedel-
Skandal hierzulande über die #Me-
Too-Debatte gestritten. Eine der wahr-
scheinlich wirksamsten Initiativen, die 
daraus entstanden sind, ist ProQuote 
Film. Denn je mehr Frauen sowohl vor 
als auch hinter der Kamera arbeiten, 
desto einfacher dürfte es auch wer-
den, sich gegen sexualisierte Gewalt 
und Diskriminierung am Filmset zur 
Wehr zu setzen.

Gleich drei Berliner Gegenbeispiele, 
die auch ohne #MeToo zeigen, wie an-
ders es gehen kann, sind in dieser 

Woche zu besichtigen: Noch bis zum 
Mittwoch kann man beispielsweise 
die Berlin Feminist Filmweek besu-
chen. Außerdem startet am Donners-
tag mit „Rückenwind von vorne“ der 
dritte Film über interessant eigenwil-
lige Frauenfiguren des Berliner Filme-
machers Philipp Eichholtz. Eichholtz ist 
dafür bekannt, dass die Drehbücher 
seiner Low-Budget-Produktionen sei-
nen Schauspielerinnen enorme Frei-
heiten lassen. Die so entstehenden 
Filme kommen bestechend natürlich 
und leicht rüber – und doch kämpfen 
die Frauen in ihnen oft hart mit der 
Schwierigkeit, irgendwo anzukommen, 
ohne dabei festzufahren.

Ums Festgefahrene – oder vielmehr 
um den Ausbruch aus Konventionen – 
geht es auch bei der Fortsetzung der 
bieder wirkenden, unterm Strich aber 
spannenden Berliner Serie „Ku’damm 
56“. Der neue Dreiteiler heißt Ku’damm 
59 und ist am 18., 19. und 20. März im 
ZDF zu begutachten. Anders als ihre un-
glücklich verheirateten Schwestern hat 
die aufmüpfige Monika Schöllack drei 
Jahre nach ihrem ersten Ausbruchs-
versuch im nach wie vor steifen Nach-
kriegsdeutschland der späten 1950er 
Jahre mit seinen altbackenen Konven-
tionen und Rollenbildern ausgerechnet 
im Filmgeschäft Karriere gemacht – al-
lerdings muss sie nun um ihre unehe-

liche Tochter kämpfen. Die hat näm-
lich die völlig verbiesterte und erstarrte 
Großmutter über ihren Kopf hinweg 
gleich nach Geburt zur nur vermeint-
lich gutbürgerlich versorgten Schwes-
ter gegeben. Da sieht man mal wieder, 
wie viel die 1968er-Revolte doch be-
wirkt hat, so männlich dominiert sie 
auch war.

 Ein weiterer, entscheidender 
Punkt, der im Zuge der #MeToo-De-
batte immer wieder aufgeploppt ist: 
die schlechtere Bezahlung von Frauen 
im Filmbusiness. Es passt also wunder-
bar zum Thema, dass am Samstag, 17. 
März, mit einigen Aktionen in dieser 
Stadt zum wiederholten Male der Equal 

Pay Day „gefeiert“ wird. Es ist also wie-
der der Tag, bis zu dem Frauen in die-
sem Jahr umsonst gearbeitet haben, 
während Männer seit dem 1. Januar für 
ihre Arbeit bezahlt wurden. Die Zah-
len des Statistischen Bundesamts zei-
gen: Die geschlechtsspezifische Lohn-
Lücke, der Gender Pay Gap, beträgt 
in Deutschland gemessen am Durch-
schnittsbruttostundenlohn 21 Prozent. 
Macht für Frauen 77 unbezahlte Tage. 
Übrigens: Innerhalb Europas werden 
nur noch in Österreich (23,4 Prozent) 
und Estland (30 Prozent) Frauen unge-
rechter entlohnt. Die gerechtesten Län-
der sind Slowenien (2,5 Prozent), Malta 
(6,1 Prozent) und Polen (6,4 Prozent).

Der Bezirk plant 
eine Unterkunft für 
450 Geflüchtete – 
sie könnte 
alteingesessenes 
Kleingewerbe 
verdrängen

„Wir rücken gerne 
zusammen. Aber wir 
wollen nicht selbst 
vertrieben werden“
Tischlerin Miriam Demmelhuber



Eng wird’s fürs Kleingewerbe
In der Kreuzberger Ratiborstraße fürchten Handwerksbetriebe, verdrängt zu werden
25 neue modulare Flüchtlingsun-
terkünfte will Berlin bauen. Eine
davon könnte am Landwehrkanal in
Kreuzberg entstehen. Bisherige
Nutzer fürchten Verdrängung. Der
Senat gibt Entwarnung.

Von Johanna Treblin

Björn Boes hat Maschinenöl im Ge-
sicht, an der Jacke, an den Händen.
Auch in seiner Werkstatt trägt er eine
Wollmütze. Bei Außentemperaturen
von minus acht Grad dringt die Kälte
durch die Wände der ehemaligen
Holzlagerschuppen durch. Vor zwei
Jahren hat Boes gemeinsam mit ei-
ner Gruppe weiterer kleiner Hand-
werksbetriebe das Gelände eines
ehemaligen Holzhandels in der Rati-
borstraße 14 in Kreuzberg übernom-
men. Boes leitet hier eine Schlosse-
rei, nebenan sitzt eine Tischlerei, au-
ßerdem sind Künstler auf dem Ge-
lände, ein Architekt, ein Journalist,
ein Bootsbauer. Vor zwei Jahren hat
der »Werkhof« das Gelände von der
BImA, der Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben, gepachtet. Der Ver-
trag läuft noch bis 2020. Trotzdem
haben die Gewerbetreibenden nun
Sorge, verdrängt zu werden.
Grund sind Meldungen, dass auf

dem Areal am Ufer des Landwehrka-
nals, zu dem neben dem Werkhof ei-
ne Kita, der linke Biergarten Jockel,
eine Wagenburg, ein Autohändler
und eine Autowerkstatt gehören, ei-
ne Flüchtlingsunterkunft entstehen
soll. »Grundsätzlich begrüßen wir
das«, sagtMoritzMetz, Journalist und
Bastler. Die Kleingewerbetreibenden
wundern sich nur, dass niemand mit
ihnen darüber gesprochen hat. »Wir
wüssten gerne, wie viel da gebaut
werden soll.«
Bei einem Rundgang über das Ge-

lände wird schnell deutlich: Unge-
nutzte Flächen gibt es hier nicht. Die
einzigen unbebauten Flächen sind ei-
ne Zufahrtstraße, über die regelmä-
ßig Material angeliefert wird, zwei
Spielplätze, zwei Außenflächen von
Kitas, der erwähnte Biergarten und
Stellplätze für Autos und Bauwägen.

»Eigentlich würden wir uns gerne
noch vergrößern«, sagt Metz. Sollte
der Autohändler nebenan seinen
Platz räumen wollen, würden Metz,
Boes und ihre Mitstreiter dort gerne
weiteres Kleingewerbe ansiedeln.
»Die Nachfrage ist da«, sagt Metz. Im-
mer wieder würden Menschen nach-
fragen, die andernorts verdrängt

worden seien. Doch nun sieht es eher
nach dem Gegenteil aus. »Notfalls
müssen wir zusammenrücken.« Denn
anderswo in Kreuzberg gebe es keine
bezahlbaren Gewerbeflächen mehr.
»Ich habe natürlich ein persönli-

ches Interesse daran, dass meine
Werkstatt hier weiterläuft«, sagt Bo-
es. »Aber ich habe auch ein politi-

sches Interesse: Wo gibt es denn noch
Handwerk in der Stadt?« Eine Mi-
schung aus Wohnen und Gewerbe
bedeute eine höhere Qualität für
Städte. Viele der Arbeiten, die in den
Werkstätten getätigt werden, hätten
Kreuzberger in Auftrag gegeben.
Auch mit den Nachbarn verstehe

man sich gut. »Hier kommt immermal
jemand, leiht sich eine Leiter oder ei-
ne Säge«, erzähltMetz.Wenn auf dem
Gelände Wohnungen entstehen, so
sorgen sich die Gewerbetreibenden,
könnten sie am Ende wenn nicht we-
gen Flächenmangels, dann wegen
Lärms vertrieben werden.

Diese Sorgen seien aber unbe-
gründet, meint Eva Henkel, Spreche-
rin der Senatsverwaltung für Finan-
zen. »Da soll niemand vertrieben
werden, und da soll auch nichts ab-
gerissen werden«, sagte sie dem »nd«.
In der Finanzverwaltung laufen die

Fäden für die Planung der 25 neuen
Standorte für Modulare Flüchtlings-
unterkünfte (MUFs) zusammen. Bis
Ende Februar konnten die Bezirke Al-
ternativstandorte oder Bedenken an
der von den Senatsverwaltungen für
Finanzen, Stadtentwicklung und In-
tegration vorgelegten Liste abgeben.
Für Nachzügler wurde die Frist noch
einmal bis Freitagabend verlängert.
Für Friedrichshain-Kreuzberg steht

neben der Ratiborstraße auch die
Franz-Künstler-Straße auf der Liste.
Kurzfristig reichte der Bezirk noch ei-
nen weiteren Standort nach. Welche
zwei es am Ende werden, soll Mitte
nächster Woche feststehen: Dann
wollen sich die Staatssekretäre über
das Zwischenergebnis austauschen.
Am 27. März soll schließlich der Se-
nat über die Standorte abstimmen.

In der Ratiborstraße 14 sitzen verschiedene Kleinbetriebe. Foto: nd/Ulli Winkler

»Wo gibt es denn noch
Handwerk in der
Stadt?«
Björn Boes,
Gewerbetreibender






